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Entscheidungsdatum

23.06.2014
Norm

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG §31

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 glltig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 31 heute

VwWGVG § 31 gultig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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Spruch
W184 2008653-1/7E BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Pipal Uber die Beschwerde von XXXX, StA. Ukraine, gegen den
Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 02.06.2014, ZI. 1017436208/14583782, beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Pipal Gber die Beschwerde von rémisch 40 , StA. Ukraine, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 02.06.2014, ZI. 1017436208/14583782, beschlossen:

A) Das Verfahren wird gemal3 § 31 VwGVG eingestellt.A) Das Verfahren wird gemaR Paragraph 31, VWGVG eingestellt.

B) Die ordentliche Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nichB) Die ordentliche Revision ist gemal Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.
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Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde I. der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf internationalen Schutz
gemall 8§ 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass Polen gemald Art. 12 Abs. 2
Dublin lll-Verordnung zur Prifung des Antrages zustandig ist, sowie Il. die AuBerlandesbringung der
beschwerdeflihrenden Partei gemal § 61 Abs. 1 FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge die Abschiebung
der beschwerdefiihrenden Partei nach Polen gemaR 8 61 Abs. 2 FPG zulassig ist.Mit dem angefochtenen Bescheid
wurde romisch eins. der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf internationalen Schutz gemald Paragraph 5,
Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass Polen gemaR Artikel 12, Absatz 2,
Dublin Ill-Verordnung zur Prifung des Antrages zustandig ist, sowie rémisch zwei. die AuBerlandesbringung der
beschwerdeflihrenden Partei gemal3 Paragraph 61, Absatz eins, FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge die

Abschiebung der beschwerdefihrenden Partei nach Polen gemaR Paragraph 61, Absatz 2, FPG zulassig ist.
Gegen diesen Bescheid wurde Beschwerde erhoben.

Nunmehr erklérte die beschwerdefihrende Partei mit Schreiben vom 06.06.2014, eingelangt am 06.06.2014, dass sie
ihre Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid zuriickzieht und mit einer Uberstellung nach Polen im Rahmen

des Dublin-Konsultationsverfahrens einverstanden ist.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A) Einstellung des Verfahrens:

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen

oder das Verfahren einzustellen ist.

8 31 VwGVG lautet:Paragraph 31, VwGVG lautet:

"(1) Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss.
(2) An seine Beschlusse ist das Verwaltungsgericht insoweit gebunden, als sie nicht nur verfahrensleitend sind.

(3) Auf die Beschlusse des Verwaltungsgerichtes sind § 29 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 4 und § 30 sinngemal? anzuwenden.
Dies gilt nicht fur verfahrensleitende Beschlisse."(3) Auf die Beschlusse des Verwaltungsgerichtes sind Paragraph 29,
Absatz eins, zweiter Satz, Absatz 4 und Paragraph 30, sinngemal anzuwenden. Dies gilt nicht fur verfahrensleitende
Beschlisse."

Gemal? 8 29 Abs. 1 zweiter Satz VwWGVG sind die Erkenntnisse zu begrindenGemal3 Paragraph 29, Absatz eins, zweiter
Satz VwGVG sind die Erkenntnisse zu begriinden.

§8 29 Abs. 4 VwWGVG lautet: "Den Parteien ist eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses zuzustellen. Eine
schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses ist in den in Art. 132 Abs. 1 Z 2 B-VG genannten Rechtssachen auch dem
zustandigen Bundesminister zuzustellen."Paragraph 29, Absatz 4, VwGVG lautet: "Den Parteien ist eine schriftliche
Ausfertigung des Erkenntnisses zuzustellen. Eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses ist in den in Artikel 132,

Absatz eins, Ziffer 2, B-VG genannten Rechtssachen auch dem zustandigen Bundesminister zuzustellen."

8 30 VWGVG ordnet Folgendes an: "Jedes Erkenntnis hat eine Belehrung Uber die Méglichkeit der Erhebung einer
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und einer ordentlichen oder auBerordentlichen Revision beim
Verwaltungsgerichtshof zu enthalten. Das Verwaltungsgericht hat ferner hinzuweisen:Paragraph 30, VwWGVG ordnet
Folgendes an: "Jedes Erkenntnis hat eine Belehrung Uber die Moglichkeit der Erhebung einer Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof und einer ordentlichen oder aul3erordentlichen Revision beim Verwaltungsgerichtshof zu

enthalten. Das Verwaltungsgericht hat ferner hinzuweisen:

1. auf die bei der Einbringung einer solchen Beschwerde bzw. Revision einzuhaltenden Fristen;
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2. auf die gesetzlichen Erfordernisse der Einbringung einer solchen Beschwerde bzw. Revision durch einen
bevollmachtigten Rechtsanwalt;

3. auf die fur eine solche Beschwerde bzw. Revision zu entrichtenden Eingabengebuhren."

Da das gegenstandliche Beschwerdeverfahren mit dem Einlangen der Beschwerdezurickziehung endglltig
rechtskraftig entschieden ist, war die Einstellung des Verfahrens auszusprechen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu Idsende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.Gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begrinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Lésung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Denn das Bundesverwaltungsgericht konnte
sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine
ohnehin klare Rechtslage stiitzen.Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Denn
das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen.
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